
 225

   

Amtsblatt 

für den Salzlandkreis 

- Amtliches Verkündungsblatt - 

  

 
 

14. Jahrgang Bernburg (Saale), 26. Oktober  2020 Nummer 42 

 
 

I N H A L T  
 
 

A. Amtliche Bekanntmachungen des Salzlandkreises 
 
Allgemeinverfügung zur Eindämmung der Ausbreitung des Virus SARS-CoV-2 
 
 

 
 

    226 

B. Amtliche Bekanntmachungen der Städte, Gemeinden und Verwaltungsge-
meinschaften 
 
 

 
 
 
 

C. Amtliche Bekanntmachungen sonstiger Dienststellen 
 
 

 
 

D. Sonstige Mitteilungen 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Impressum   
Herausgeber und Herstellung:  Salzlandkreis 

Erscheinungsweise:  nach Bedarf 

Bezug:  Salzlandkreis, 11 Fachdienst Zentraler Service,  
11.3 SG Kreistagsbüro, 1. Obergeschoss, Zimmer 209,  
Karlsplatz 37 in 06406 Bernburg (Saale) 



Amtsblatt Nr. 42/2020 vom  26. Oktober 2020 
  

 226 

 

 

A. Amtliche Bekanntmachungen des 
Salzlandkreises 

 
 
Allgemeinverfügung zur Eindämmung 
der Ausbreitung des Virus SARS-CoV-2 
 
Die folgende Allgemeinverfügung wird hier-
mit gemäß § 41 Abs. 3 und 4 Verwaltungs-
verfahrensgesetz (VwVfG) i. V. m. § 1 Abs. 
1 Satz 1, § 3a Verwaltungsverfahrensge-
setz Sachsen-Anhalt (VwVfG LSA) i. V. m. 
§ 1a des Gesetzes über die Verkündung 
von Verordnungen (Verkündungsgesetz 
LSA) öffentlich bekanntgegeben: 
 
Der Salzlandkreis erlässt zur Eindämmung 
der Ausbreitung des Virus SARS-CoV-2 
nachfolgende  
 
 
Allgemeinverfügung 
 
Ergänzend zu der aktuell gültigen Achten 
Verordnung über Maßnahmen zur Eindäm-
mung der Ausbreitung des neuartigen 
Coronavirus SARS-CoV-2 in Sachsen-An-
halt (8. SARS-CoV-2 EindV) gilt im Kreis-
gebiet des Salzlandkreises Folgendes: 
 
1. 
In allen Bereichen des öffentlichen Raumes 
im Kreisgebiet ist außerhalb von Gebäuden 
von Personen eine Mund-Nasen-Bede-
ckung zu tragen, wenn der Mindestabstand 
von 1,5 m zu anderen Personen nicht 
durchgehend eingehalten werden kann. 
Angehörige des eigenen Hausstandes so-
wie Ehe- und Lebenspartner gelten nicht 
als andere Personen nach Ziffer 1 Satz 1. 
 
2. 
Die Pflicht nach Ziffer 1, eine Mund-Nasen-
Bedeckung zu tragen, gilt nicht für Perso-
nen in oder auf Kraftfahrzeugen, Fahrrad- 
oder Rollerfahrende und Joggende. 
 
3.  
Bei Veranstaltungen in geschlossenen 
Räumen ist eine Mund-Nasen-Bedeckung 
zu tragen. Veranstaltungen sind alle öffent-
lichen und nichtöffentlichen, planmäßigen, 
zeitlich eingegrenzten Zusammenkünfte,  

 
die nach ihrem jeweils spezifischen Zweck 
vom bloßen gemeinsamen Verweilen an ei-
nem Ort abgegrenzt sind, auf einer beson-
deren Veranlassung beruhen und regelmä-
ßig einem Ablaufprogramm folgen. 
 
4. 
In Gaststätten im Sinne des Gaststättenge-
setzes des Landes Sachsen-Anhalt und 
Beherbergungsbetrieben ist außerhalb des 
eigenen Sitzplatzes oder Zimmers auf den 
Begegnungsbereichen (insbesondere Fo-
yers, Ausstellungsräume, Fluren, Treppen-
häusern, Toiletten) eine Mund-Nasen-Be-
deckung zu tragen. 
 
5. 
In Schulen ist auf dem Außengelände und 
im Gebäude außerhalb des eigenen Klas-
senraums von allen Personen eine Mund-
Nasen-Bedeckung zu tragen. In Kinderta-
geseinrichtungen haben personensorgebe-
rechtigte oder erziehungsbeauftragte Per-
sonen, sowie sonstige Besucher eine 
Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen. 
 
 
6.  
Als Mund-Nasen-Bedeckung gilt jede tex-
tile Barriere im Sinne einer Mund-Nasen-
Bedeckung (nichtmedizinische Alltags-
maske) gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 der 8. 
SARS-CoV2-EindV. Die Regelungen ge-
mäß § 1 Abs. 2 Satz 2 der 8. SARS-CoV-2 
EindV zum Personenkreis, für den die 
Pflicht zur Verwendung einer Mund-Nasen-
Bedeckung nicht anzuwenden ist, gelten 
auch im Anwendungsbereich der Ziffern 1 
bis 5 dieser Allgemeinverfügung. 
 
7.  
Private Feiern sind unabhängig von ihrem 
Anlass und der Örtlichkeit nur zulässig, 
wenn an ihnen nicht mehr als 15 Personen 
teilnehmen. Bei fachkundiger Organisation 
i. S. d. § 2 Abs. 5 der 8. SARS-CoV-2 ist in 
geschlossenen Räumen eine Teilnehmer-
zahl von 100 Personen bzw. unter freiem 
Himmel eine Teilnehmerzahl von 150 zu-
lässig. 
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8.  
Veranstaltungen, insbesondere: 
 
- aus geschäftlichen, beruflichen, dienstli-

chen oder vergleichbaren Gründen wie 
Meetings, Seminare, Führungen, Fach-
veranstaltungen, Fachkongresse, Mit-
glieder- und Delegiertenversammlun-
gen, Informationsveranstaltungen für 
Volksbegehren und Volksinitiativen, 
Veranstaltungen von Vereinen, Organi-
sationen, Einrichtungen und Parteien 

 
- kirchliche und standesamtliche Trauun-

gen und Beisetzungen (für die anschlie-
ßenden privaten Feiern gilt Ziffer 7 die-
ser Verfügung) 

 
- kulturelle Veranstaltungen  
 
sind unter freiem Himmel auf 150 Personen 
und in geschlossenen Räumen auf 100 
Personen begrenzt. Ausnahmen bedürfen 
der Genehmigung des Fachdienstes Ge-
sundheit des Salzlandkreises. 
 
9. 
Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß § 3a 
VwVfG LSA durch Veröffentlichung im In-
ternet unter www.salzlandkreis.de als be-
kannt gegeben. Sie gilt ab dem Folgetag, 
dem 27.10.2020, 00:00 Uhr, bis zum 
15.11.2020, 24:00 Uhr. 
 
 
Begründung: 
 
I. 
Innerhalb des Salzlandkreises steigt die 
Anzahl an Neuinfektionen innerhalb von 
sieben Tagen pro 100.000 Einwohner mit 
dem für Menschen gefährlichen Coronavi-
rus (Inzidenzwert) rapide an. Der Inzidenz-
wert von 29,19 Einwohnern pro 100.000 
Einwohnern (Stand: 23.10.2020) ist auf 
38,74 Einwohner pro 100.000 Einwohner 
(Stand: 26.10.2020) gestiegen. Damit ist 
die von Bund, Land und Fachleuten festge-
legte erste Grenze von 35 Neuinfektionen 
pro 100.000 Einwohner überschritten. Es 
besteht somit jetzt ein erhöhtes regionales 
Risiko, sich mit dem SARS-CoV-2 zu infi-
zieren, was weitere Beschränkungen des 
öffentlichen und privaten Lebens entspre-
chend der Eckpunkte des Beschlusses der 
Konferenz der Bundeskanzlerin mit den  

 
 
Regierungschefinnen und Regierungs-
chefs der Länder am 14.10.2020 erforder-
lich macht.    
 
Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um ein 
neuartiges Virus, das ansteckend ist, eine 
neue, teils schwer verlaufende Krankheit 
(COVID-19) verursacht und gegen das es 
keine oder nur begrenzte Immunität in der 
Bevölkerung gibt. Viele Eigenschaften des 
Virus sind noch nicht ausreichend bekannt, 
etwa wie Patienten optimal zu behandeln 
sind und welche Langzeitfolgen eine Er-
krankung hervorrufen kann. Das Risiko für 
einen schweren Krankheitsverlauf steigt 
mit zunehmenden Alter an - aber auch jün-
gere Erwachsene und Personen ohne Vor-
erkrankungen können schwer erkranken. 
Auch die mitunter sehr lange Dauer, in der 
manche Patienten künstlich beatmet wer-
den müssen, unterscheidet COVID von an-
deren akuten Atemwegserkrankungen. 
(Quelle: Robert Koch-Institut, Antworten 
auf häufig gestellte Fragen zum Coronavi-
rus SARS-CoV 2/ Krankheit COVID-19, ab-
rufbar unter https://www.rki.de/Shared-
Docs/FAQ/NCOV2019/gesamt.html, 
Stand: 21.10.2020) 
 
Das Virus kann bereits übertragen werden, 
bevor die Infizierten die Symptome entwi-
ckeln oder bei sehr geringer Symptomatik – 
das macht es schwer, seine Ausbreitung zu 
kontrollieren. Im Verlauf des bisherigen 
Pandemiegeschehens kam es immer wie-
der zu großen Ausbrüchen mit vielen Fäl-
len. Da es auch ein Kennzeichen von 
COVID ist, dass infektiöse Personen nur 
geringe Symptome haben können, war das 
Ausmaß zunächst gar nicht klar. 
(Quelle: Robert Koch-Institut, Antworten 
auf häufig gestellte Fragen zum Coronavi-
rus SARS-CoV 2/ Krankheit COVID-19, ab-
rufbar unter https://www.rki.de/Shared-
Docs/FAQ/NCOV2019/gesamt.html, 
Stand: 21.10.2020) 
 
Nach derzeitigen Erkenntnissen erfolgt die 
Übertragung von SARS-CoV-2 bei direk-
tem Kontakt über z.B. Sprechen, Husten o-
der Niesen. In der Übertragung spielen 
Tröpfchen wie auch Aerosole (feinste luft-
getragene Flüssigkeitspartikel und Tröpf-
chenkerne), die längere Zeit in der Luft 
schweben können, eine Rolle, wobei der  
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Übergang zwischen den beiden Formen 
fließend ist. Durch das Einhalten eines Ab-
stands von mindestens 1,5 m kann die Ex-
position gegenüber Tröpfchen sowie in ge-
wissen Umfang auch Aerosolen verringert 
werden. 
(Quelle: Robert Koch-Institut, Antworten 
auf häufig gestellte Fragen zum Coronavi-
rus SARS-CoV 2/ Krankheit COVID-19, ab-
rufbar unter https://www.rki.de/Shared-
Docs/FAQ/NCOV2019/gesamt.html, 
Stand: 21.10.2020) 
 
Die Möglichkeit zur umfassenden, gründli-
chen und schnellen Unterbrechung der In-
fektionsketten nimmt für den öffentlichen 
Gesundheitsdienst mit steigender Zahl der 
Kontaktpersonen ab. 
 
Um die ungehinderte Ausbreitung des 
Coronavirus SARS-CoV-2 zu verhindern, 
sind Gegenmaßnahmen angezeigt. Diese 
dienen der Sicherung der Nachverfolgbar-
keit sowie der damit verbundenen Durch-
brechung von Infektionsketten durch die 
zielgerichtete Anordnung von personen-
konkreten Absonderungsmaßnahmen. 
Diese Nachverfolgbarkeit ist mit steigenden 
Fallzahlen nicht gesichert, sodass ein 
sprunghafter Zuwachs der Infektionsraten 
bei weitergehendem Verlauf zu erwarten 
ist. Das Infektionsgeschehen muss jedoch 
zwingend eingedämmt werden, um ver-
schärfende Maßnahmen und einen Still-
stand des öffentlichen Lebens zu vermei-
den. Dies ist insbesondere deshalb ange-
zeigt, weil eine Impfung oder spezifische 
Therapie noch immer nicht zur Verfügung 
stehen. Durch die Erhöhung von Schutz-
maßnahmen wird erwartet, dass sich die 
maßgeblichen Werte der Neuinfektionsrate 
stabilisieren und sich die Ausbreitung des 
Virus merklich verlangsamt. Wirken die er-
griffenen Schutzmaßnahmen nicht, bleiben 
weitergehende Anordnungen jedoch vorbe-
halten. Nur durch die konsequente Beach-
tung der Schutzmaßnahmen erscheint die 
notwendige Verlangsamung des Infektions-
geschehens erreichbar. 
 
 
II. 
Der Salzlandkreis ist als kommunaler Trä-
ger des Öffentlichen Gesundheitsdienstes 
gemäß § 4 Abs. 1, 19 Abs. 1, 2 Satz 3 des  
 

 
Gesetzes über den öffentlichen Gesund-
heitsdienst und die Berufsausübung im Ge-
sundheitswesen des Landes Sachsen-An-
halt (GDG LSA) für Maßnahmen zur Verhü-
tung und Bekämpfung auf Menschen über-
tragbarer Krankheiten zuständig. 
 
Nach § 1 Abs. 1 Verwaltungsverfahrensge-
setz des Landes Sachsen-Anhalt (VwVfG 
LSA) i. V. m. § 35 Satz 2 Verwaltungsver-
fahrensgesetz des Bundes sowie § 16 Abs. 
1 Satz 1, § 28 Abs. 1 Infektionsschutzge-
setz (IfSG) kann der Salzlandkreis als zu-
ständige Behörde Maßnahmen an einen 
nach allgemeinen Merkmalen bestimmba-
ren Personenkreis richten. 
 
Die Anordnungen finden ihre Rechtsgrund-
lage in § 28 Abs. 1 IfSG. Werden Kranke, 
Krankheitsverdächtige, Ansteckungsver-
dächtige oder Ausscheider festgestellt, trifft 
die Behörde die notwendigen Schutzmaß-
nahmen, soweit und solange es zur Verhin-
derung der Verbreitung übertragbarer 
Krankheiten erforderlich ist. 
 
Die Anordnung der Schutzmaßnahmen 
dient der Verhinderung der ungehinderten 
Ausbreitung des neuartigen Coronavirus 
SARS-CoV-2, einem Krankheitserreger im 
Sinne von § 2 Nr. 1 IfSG. Zweck der Anord-
nungen ist es, die Verbreitung des Corona-
virus durch die Unterbrechung der Infekti-
onsketten zu verlangsamen oder zu verhin-
dern. Ohne die Maßnahmen in der Allge-
meinverfügung besteht die Gefahr, dass 
die Infektionsgeschwindigkeit im Salzland-
kreis schnell zunimmt und es bald zu einer 
Überlastung des örtlichen Gesundheitswe-
sens kommt.  
 
Die getroffenen Maßnahmen müssen sich 
stets am Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 
messen lassen. Sie müssen geeignet, er-
forderlich und angemessen sein, um das 
Ziel der Allgemeinverfügung, nämlich der 
Verlangsamung der Ausbreitung des neu-
artigen Coronavirus SARS-CoV-2, zu errei-
chen. Dabei ist die Gesundheit des Men-
schen als schützenswertes Gut von verfas-
sungsmäßigem Rang in besonderer Weise 
zu würdigen. Um diesen Schutz zu gewähr-
leisten, sind Infektionsketten zu vermeiden 
und Übertragungswege so zu minimieren, 
dass die Gesundheit den ihr zugedachten  
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besonderen Schutz erfährt. Die angeordne-
ten Maßnahmen dienen insgesamt genau 
diesem Schutzzweck und sind verhältnis-
mäßig. Insbesondere sind sie die aktuell 
mildesten Maßnahmen zur Verhinderung 
einer ungehinderten Ausbreitung des neu-
artigen Coronavirus. 
 
Angesichts der steigenden Zahlen der Infi-
zierten können nur durch eine Reduzierung 
von Kontakten, insbesondere durch eine 
Reduzierung der Teilnehmerzahl bei Feiern 
und Veranstaltungen sowie eine ergän-
zende Maskenpflicht im öffentlichen Raum 
das Infektionsgeschehen unter Kontrolle 
behalten und Gefahren für Leib, Leben und 
Gesundheit der Bevölkerung reduziert wer-
den. 
 
Die Infektionsfälle in den letzten Tagen ha-
ben gezeigt, dass die Infektionen stets an 
Orten entstanden sind, an denen sich eine 
Vielzahl von Personen befand. 
 
Die Reduzierung der Teilnehmerzahl bei 
Feiern und Veranstaltungen und das Tra-
gen einer Mund-Nasen-Bedeckung in Be-
reichen, in denen der Mindestabstand 
schwerlich bis nicht eingehalten werden 
kann, stellen geeignete Mittel dar, um eine 
Verbreitung der Virusinfizierung und des 
damit möglichen Ausbruchs der Atemweg-
serkrankung COVID-19 einzudämmen. 
Aufgrund der Beschränkung der Teilneh-
merzahl bei Feiern und Veranstaltungen 
wird die Zahl der möglichen Kontaktperso-
nen und dadurch das Ausbreitungspoten-
tial des Erregers limitiert. Die Beschrän-
kung bei der Durchführung von Feiern im 
privaten Raum auf maximal 15 Personen ist 
dem Umstand geschuldet, dass bei Feiern 
im privaten Raum die Gefahr der Unter-
schreitung des Mindestabstands aufgrund 
des persönlichen Umfelds wahrscheinli-
cher ist. Die Infektionsketten werden hier-
durch verlangsamt und möglichst unterbro-
chen. Damit soll sichergestellt werden, 
dass nur eine möglichst geringe Anzahl von 
Menschen infiziert oder zu potentiellen 
Kontaktpersonen einer infizierten Person 
wird.  
 
Die Verpflichtung des Tragens einer Mund-
Nasen-Bedeckung bei der Begegnung von 
Personen stellt ein geeignetes Mittel dar, 
um eine Verbreitung der Virusinfizierung  

 
und des damit möglichen Ausbruchs der 
Atemwegserkrankung COVID-19 zu ver-
hindern. Durch die Verpflichtung des Tra-
gens einer Mund-Nasen-Bedeckung insbe-
sondere im öffentlichen Raum, wo Men-
schen dichter und länger zusammenste-
hen, sowie in Schulen wird die Zahl der 
möglicherweise infektiösen Kontakte auch 
über die Verbreitung von Aerosolen und 
dadurch das Ausbreitungspotential des Er-
regers limitiert. Eine teilweise Reduktion 
der unbemerkten Übertragung von infektiö-
sen Tröpfchen durch das Tragen von einer 
Mund-Nasen-Bedeckung soll zu einer Ver-
langsamung der Ausbreitung beitragen. 
Das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung 
trägt dazu bei, andere Personen vor feinen 
Tröpfchen und Partikeln, die z. B. beim 
Sprechen, Husten, Niesen ausgestoßen 
werden, zu schützen. Wichtig ist hierbei, 
dass Mund und Nase bedeckt sind. Damit 
soll sichergestellt werden, dass nur eine 
möglichst geringe Anzahl an Menschen in-
fiziert wird oder zu potentiellen Kontaktper-
sonen einer infizierten Person wird. Dies ist 
nach den Erkenntnissen des RKI durch das 
Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung er-
reichbar.   
 
Dem Lagebericht des RKI zur Coronavirus-
Krankheit-2019, Stand 22.10.2020, ist Fol-
gendes zu entnehmen:  
 
Daher ist es weiterhin notwendig, dass sich 
die gesamte Bevölkerung für den Infekti-
onsschutz engagiert, z.B. indem sie Ab-
stands- und Hygieneregeln konsequent – 
auch im Freien – einhält, Innenräume lüftet 
und, wo geboten, eine Mund-Nasen-Bede-
ckung korrekt trägt. Menschenansammlun-
gen – besonders in Innenräumen – sollten 
möglichst gemieden und Feiern auf den 
engsten Familien- und Freundeskreis be-
schränkt bleiben. 
(Quelle: Robert Koch-Institut, Täglicher La-
gebericht des RKI vom 22.10.2020, abruf-
bar unter: 
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Ne
uartiges_Coronavirus/Situationsbe-
richte/Okt_2020/2020-10-22-
de.pdf?__blob=publicationFile 
 
Die Beschränkung der Teilnehmerzahl bei 
Feiern und Veranstaltungen reduziert die 
Anzahl der möglichen Kontakte von vorn 
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herein. Die Effektivität milderer Maßnah-
men wie dem Anfertigen von Teilnehmerlis-
ten oder der Beschränkung auf negativ ge-
testete Teilnehmende hängt hingegen 
maßgeblich vom Verhalten der Teilneh-
menden ab und ist damit nicht genauso ef-
fizient. 
 
Zudem ist auch das Tragen einer Mund-Na-
sen-Bedeckung in Bereichen mit dichten 
und engen Kontakten, in denen der Min-
destabstand schwerlich bis nicht eingehal-
ten werden kann auch erforderlich. Eine In-
anspruchnahme nur derjenigen, die als In-
fizierte die Krankheit aktiv übertragen könn-
ten, scheidet aufgrund der medizinischen 
Faktenlage aus, weil eine Weiterverbrei-
tung bereits zu einem Zeitpunkt einsetzt, an 
dem die Betroffenen von ihrer Infektion 
selbst keine Kenntnis haben. 
 
Die Einschränkungen auf Seiten der Be-
troffenen stehen nicht außer Verhältnis 
zum Zweck der Allgemeinverfügung, das 
Infektionsgeschehen einzudämmen und 
die Gesundheitsversorgung für die Ge-
samtbevölkerung aufrecht zu erhalten. Die 
allgemeine Handlungsfreiheit wird zwar be-
schränkt, dem steht allerdings die hohe An-
steckungsgefahr bis hin zum tödlichen Ver-
lauf der Krankheit gegenüber.   
 
Die Beschränkung der Teilnehmerzahl bei 
Feiern und Veranstaltungen sind angemes-
sen, da sie nicht generell verboten werden. 
Es verbleibt die Möglichkeit, Feiern und 
Veranstaltungen mit beschränkter Perso-
nenzahl durchzuführen. Es sind Situatio-
nen zu vermeiden, in welchen eine größere 
Anzahl von Personen auf relativ engem 
Raum aufeinandertrifft und dort verweilt. 
Eine solche Situation ist allerdings bei Fei-
ern und Veranstaltungen zu erwarten. Ge-
rade in diesen Fällen besteht die Gefahr ei-
ner Übertragung im besonderen Maße, 
denn in diesem Rahmen werden regelmä-
ßig die allgemeinen Abstands- und Hygie-
neregeln nicht konsequent eingehalten. 
Dies zeigt die steigende Zahl von Neuinfi-
zierungen, die einen Zusammenhang zwi-
schen größeren Feiern im Familien- und 
Freundeskreis und der steigenden Inzidenz 
nahelegen. Feiern sind üblicherweise in be-
sonderem Maße durch zwischenmenschli-
che Interaktion und Kommunikation sowie 
physischen Kontakt geprägt. Diese engen  

 
Kontakte sind infektionsschutzrechtlich ris-
kant. Von Feiern geht daher ein spezifisch 
hohes Infektionsrisiko aus. Insbesondere 
bei Feiern in privaten Räumen besteht auf-
grund der persönlichen Umgebung und des 
wahrscheinlich engeren physischen Kon-
takts die Unterschreitung des Mindestab-
stands. Die Zulässigkeitsvoraussetzungen 
bei Feiern im privaten Raum sind daher eng 
zu fassen.   
 
Der mit der Anordnung der ergänzenden 
Maskenpflicht verbundene Eingriff ist 
gleichfalls angemessen. Dem Nutzen der 
Maßnahme, mögliche Tröpfcheninfektio-
nen zu verhindern und die Ausbreitung des 
Coronavirus damit zumindest zu verlangsa-
men, steht eine nur geringfügige Ein-
schränkung gegenüber.  
 
 
III. 
Nach § 1 Abs. 1 VwVfG LSA i. V. m. § 41 
Abs. 3 Satz 2 VwVfG darf eine Allgemein-
verfügung öffentlich bekannt gegeben wer-
den, wenn eine Bekanntgabe an die Betei-
ligten untunlich ist. Ferner wird gemäß § 41 
Abs. 4 Satz 1 VwVfG LSA die öffentliche 
Bekanntgabe einer Allgemeinverfügung 
dadurch bewirkt, dass der verfügende Teil 
ortsüblich bekannt gemacht wird. Eine All-
gemeinverfügung gilt grundsätzlich zwei 
Wochen nach der ortsüblichen Bekanntma-
chung als bekannt gegeben. In einer Allge-
meinverfügung kann jedoch ein hiervon ab-
weichender Tag, jedoch frühestens der auf 
die Bekanntmachung folgende Tag be-
stimmt werden. Hiervon wird im Rahmen 
des Ermessens aufgrund der Eilbedürftig-
keit Gebrauch gemacht. Darüber hinaus 
findet § 3a VwVfG LSA Anwendung, wo-
nach für die öffentliche Bekanntgabe von 
Allgemeinverfügungen § 1a des Gesetzes 
über die Verkündung von Verordnungen 
entsprechend angewendet wird, da die 
ortsübliche Bekanntmachung im Amtsblatt 
nicht rechtzeitig mit der gleichen Schnellig-
keit möglich ist. Die Notverkündung auf der 
Internetseite des Salzlandkreises ist zuläs-
sig, da Allgemeinverfügungen, die wegen 
eines Naturereignisses oder wegen ande-
rer besonderer Umstände, wie vorliegend 
der SARS-CoV-2-Pandemie, nicht recht-
zeitig erscheinen können, auf andere ge-
eignete Weise bekannt gemacht werden  
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können. Vorliegend müssen die Beschrän-
kungen ohne Zeitverzug Wirkung entfalten. 
Die ortsübliche Bekanntmachung wird un-
verzüglich nachgeholt.   
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann in-
nerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
Widerspruch beim Salzlandkreis, Karls-
platz 37, 06406 Bernburg (Saale), erhoben 
werden. 
 
 
Hinweis: 
Diese Allgemeinverfügung ist gemäß § 28 
Abs. 3 i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG sofort voll-
ziehbar. Widerspruch und Klage haben 
keine aufschiebende Wirkung. 
 
Bernburg (Saale), den 26. Oktober 2020 
 
 
gez. Markus Bauer 
Landrat 
 
 
 
 
 


